
 
Kleine Anfrage 
Robert Lambrou (AfD), Sandra Weegels (AfD), Pascal Schleich (AfD),  
Bernd Erich Vohl (AfD) und Maximilian Müger (AfD) vom 09.07.2024 
Strafanzeigen durch die Landesregierung wegen Meinungsäußerungen im Internet 
und  
Antwort  
Minister der Justiz und für den Rechtsstaat 
 
 
 
Vorbemerkung Fragesteller: 
Nach einer Antwort des Bundesinnenministeriums auf eine schriftliche Abgeordnetenanfrage vom Mai 2024 
(Arbeits-Nr. 5/106) hat die Bundesregierung in der laufenden Legislaturperiode bereits 108 Anzeigen wegen 
vermeintlich strafrechtlich relevanter Meinungsäußerungen im Internet erstattet. Davon entfielen auf das  
Bundesinnenministerium 51 Anzeigen, auf das Auswärtige Amt 38 Anzeigen, das Bundesbildungsministerium 
zehn Anzeigen, das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft achnt Anzeigen und das Bundes- 
ministerium für Arbeit und Soziales eine Anzeige. 
 

Diese Vorbemerkung der Fragesteller vorangestellt, beantworte ich die Kleine Anfrage im Ein-
vernehmen mit dem Chef der Staatskanzlei, dem Minister für Bundes- und Europaangelegen- 
heiten, Internationales und Entbürokratisierung und Bevollmächtigten des Landes Hessen beim 
Bund, dem Minister des Innern, für Sicherheit und Heimatschutz, dem Minister der Finanzen, 
dem Minister für Kultus, Bildung und Chancen, dem Minister für Wissenschaft und Forschung, 
Kunst und Kultur, dem Minister für Wirtschaft, Energie, Verkehr, Wohnen und ländlichen Raum, 
der Ministerin für Digitalisierung und Innovation, dem Minister für Landwirtschaft und Umwelt, 
Weinbau, Forsten, Jagd und Heimat, der Ministerin für Familie, Senioren, Sport, Gesundheit und 
Pflege und der Ministerin für Arbeit, Integration, Jugend und Soziales wie folgt: 
 
 
Frage 1  Wie viele Strafanzeigen im Zusammenhang mit potentiell strafrechtlich relevanten Inhalten im  

Internet bzw. auf „Social Media“-Plattformen hat die Landesregierung seit 2014 erstattet? 
 Bitte nach Jahren und Ressorts aufschlüsseln. 

Frage 2  Welche Straftatbestände lagen den erstatteten Strafanzeigen zugrunde? 
 Bitte nach Jahren, Ressorts und verletzten Rechtsnormen aufschlüsseln. 

Frage 3  Welche Vorwürfe lagen den unter 1. abgefragten Strafanzeigen, die durch die Landesregierung 
erstattet wurden, jeweils zugrunde?  

 Bitte nach Jahr, Ressort und aussagekräftig dargestellten inkriminierten Inhalten aufschlüsseln. 

Frage 4  Wie stellte sich der Verfahrensausgang der Strafverfahren dar, welche aufgrund einer Strafan-
zeige der Landesregierung im unter 1. abgefragten Zeitraum eingeleitet wurden?  

 Bitte pro Jahr und Anzahl der Verfahrensabschlüsse nach folgendem Muster aufschlüsseln: Ein- 
stellung des Verfahrens mit Einstellungsgrund, Freispruch, Geldstrafe, Freiheitsstrafe oder noch 
laufendes Verfahren. 

Frage 5  Welchem Phänomenbereich der politisch motivierten Kriminalität (PMK) waren die unter 1. ab- 
gefragten Taten jeweils zuzurechnen?  

 Bitte pro Jahr und Phänomenbereich aufschlüsseln. 

Die Fragen 1 bis 5 werden wegen ihres Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet. 
Eine statistische Erfassung im Sinne der Fragestellung findet nicht statt. Eine händische Aus- 
wertung sämtlicher Vorgänge wäre innerhalb des zur Beantwortung der Kleinen Anfrage vor- 
gegebenen Zeitrahmens nur mit unverhältnismäßigem Aufwand leistbar. 
 
 
Wiesbaden, 3. September 2024  

Christian Heinz 
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